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men, welche Tarifeinheit herbeiführen. Sie verknüpfen hiermit stets 
auch Vorschläge zur zeitweisen Aussetzung des Rechts der tarifrecht-
lich verdrängten Gewerkschaft, zu verhandlungsbegleitenden Ar-
beitskämpfen aufzurufen. Teilweise wird sogar allein eine arbeits- 
kampfrechtliche Reaktion auf das Phänomen Tarifpluralität für gebo-
ten gehalten; ein tarifvertragsrechtlicher Reformbedarf wird nicht 
gesehen.214 Darüber hinaus wird die Verbände- und Tarifpluralität 
wegen der dort häufig beteiligten Berufsgruppengewerkschaften 
zum Anlass für eine grundsätzliche Behandlung des Arbeitskampf-
rechts im Bereich der Daseinsvorsorge genommen.215 Diese Diskus-
sion reicht weit über den Problembereich Tarifpluralität hinaus. Die 
dort aktuell auftauchenden Fragen wären im Wesentlichen auch un-
ter der Geltung eines Gebotes der Tarifeinheit zu diskutieren.216 

Die Behandlung sofort grundsätzlich werdender Fragen des Ob 
und des Wie einer gesetzlichen Reglementierung des deutschen Ar-
beitskampfrechts, und sei es auch nur im Bereich von Tarifpluralitä-
ten würde auch angesichts der dort zur Verfügung stehenden Zeit 
den 70. deutschen Juristentag sowohl thematisch als auch emotional 
überfordern. Es wird deshalb im Folgenden auf Arbeitskampfrecht217 
auch nur im notwendigsten Umfang eingegangen.  

Letztlich kommt es auf Fragen des Arbeitskampfrechts vom hier 
vertretenen Standpunkt aus auch nicht an: Eine gesetzgeberische  
Reaktion auf entstandene Tarifpluralitäten in Richtung auf eine Her-
stellung von Tarifeinheit und eine komplementär dazu erfolgende 
Einschränkung des Streikrechts wird jedenfalls auf absehbare Zeit 
grundsätzlich abgelehnt. Dies gilt besonders für den im Folgenden 
im Vordergrund stehenden, vom Koalitionsvertrag aufgegriffenen 
BDA/DGB-Vorschlag. Seine Umsetzung wäre verfassungswidrig; 
„flankierende Verfahrensregelungen“, die dies ausschließen könnten, 
sind nicht ersichtlich. Die mit einem Tarifeinheitsgesetz angestrebten 
Ziele können nicht im gebotenen Umfang erreicht werden. Die tarif-
autonome und als solche privilegierte Rechtssetzung wird durch den 
Grundsatz der Tarifeinheit eher gefährdet als gefördert. Dessen Ein-
führung wäre mit kaum beherrschbaren praktischen Problemen ver-
bunden. Insgesamt besteht jedenfalls derzeit kein hinreichender An-
lass, davon auszugehen, dass die auf dem Freiheitsrecht des Art. 9 
Abs. 3 GG aufbauende und durch dieses Recht geprägte Tarifauto-
______________________________________________________________________ 

214 Z. B. Henssler, RdA 2012, 65, 67 ff. 
215 Kulminierend in den Vorschlägen zu einer gesetzlichen Regelung des Arbeits-

kampfs in der Daseinsvorsorge Franzen/Thüsing/Waldhoff, Arbeitskampf in der Da-
seinsvorsorge, 2012, insbes. S. 71 ff.; kritisch dazu Berg, FS Kempen, S. 278. 

216  Franzen/Thüsing/Waldhoff (a. a. O.) behandeln demgemäß auch nur in einer 
Vorschrift ihres Gesetzentwurfs Berufsgruppengewerkschaften gesondert. 

217 Zum Arbeitskampfrecht bei Tarifpluralität Deinert, RdA 2011, 12. 
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nomie ohne einen gesetzgeberischen Eingriff nicht in der Lage ist, 
auch tarifplurale Situationen autonom zu bewältigen. 

 
aa) Verfassungsrechtliche Bedenken 

 
Die Frage, ob die vom Eckpunkte-Papier der Spitzenverbände 

vorgeschlagene gesetzliche Herbeiführung von Tarifeinheit verfas-
sungsgemäß ist oder nicht, ist umfangreich diskutiert worden.218 Die 
gefundenen Antworten gelten entsprechend auch für das so genannte 
Professoren-Modell,219 auch wenn die Bedenken hier leicht abgemil-
dert erscheinen. 

In beiden Modellen werden tariffähigen Arbeitnehmerorganisa-
tionen auf Zeit die Früchte koalitionsgemäße Betätigung betriebs- 
bzw. unternehmensbezogen genommen und für sie eine Gestaltung 
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen partiell ausgeschlossen, 
obwohl sie alle Voraussetzungen für den Abschluss wirksamer Tarif-
verträge für den betreffenden räumlichen und zeitlichen Geltungsbe-
reich erfüllen. Dies steht im Widerspruch zu Art. 9 Abs. 3 GG. Da- 
bei wird nicht verkannt, dass die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts insoweit nicht sehr aussagekräftig ist. Sie hatte bislang 
auch kaum Gelegenheit, sich mit der veränderten Verbands- und Ta-
riflandschaft und den aktuellen Entwicklungen der Dogmatik zu 
Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie und Arbeitskampfgarantie zu be-
fassen. 

Entgegen der Auffassung der Befürworter des Entwurfs ist mit 
Dieterich220 davon auszugehen, dass der sich in Tarifpluralitäten nie-
derschlagende Koalitionswettbewerb im Programm der Freiheitsge-
währleistung aus Art. 9 Abs. 3 GG liegt; nur bei seiner Erhaltung 
bleibt den individuellen Grundrechtsträgern das notwendige Recht 
zur Abstimmung „mit den Füßen“. Die Unterbindung des Koali-
tionswettbewerbs ist deshalb kein geeignetes Regelungsziel der Aus-
gestaltung von Tarifautonomie. Der Wettbewerb verschiedener Re-
______________________________________________________________________ 

218  Für eine verfassungsrechtliche Unbedenklichkeit des BDA/DGB-Vorschlags 
Giesen, ZfA 2011, 1; Kempen, AuR 2011, 51; Papier/Kröncke, ZfA 2011, 807; Scholz, 
ZfA 2010, 681; Waas, AuR 2011, 93; auch Hromadka aufgrund seiner in NZA 2008, 384 
zum Ausdruck gekommenen Rechtsauffassung; a. A. Däubler, Die gemeinsame Initiati-
ve von DGB und BDA zur Schaffung einer neuen Form der Tarifeinheit – verfassungs-
rechtliche und völkerrechtliche Probleme; Dieterich, NZA Beilage 2/2011 S. 84, 86 f.; 
ders., AuR 2011, 46; Greiner, NZA 2010, 743; Konzen, JZ 2010, 1036, 1040 ff.; Rhei-
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Empirische Analyse der Auswir-
kungen der Tarifpluralität auf das deutsche Tarifvertragssystem und die Häufigkeit von 
Arbeitskämpfen, Endbericht, 2011, S. 52; Reichold, Rechtsgutachten zur Verfassungs-
mäßigkeit eines von BDA und DGB geplanten „Gesetzes zum Erhalt der Tarifein-
heit“; Rieble, Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes zur Regelung der Tarifeinheit.  

219 Dieterich, AuR 2011, 46, 47; Konzen, JZ 2010, 1036, 1044. 
220 AuR 2011, 46, 48 ff. 
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gelungspläne konkurrierender Organisationen ist in dem auf einem 
individuellen Freiheitsgrundrecht aufbauenden Tarifvertragssystem 
angelegt und kann nicht Anlass für dessen Modifizierung sein. Wer 
ihn unterbinden will, gestaltet nicht das Freiheitsrecht aus, sondern 
greift in dessen Schutzbereich ein. Dies ist nicht ausgeschlossen, be-
darf aber eines Rechtfertigungsgrundes mit dem Gewicht eines Ge-
meinwohlbelangs. 

Die Gegenauffassung entnimmt dem verfassungsrechtlichen „Zu-
ständigkeitsbereich“ der Regelung der Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen eine – wem? – dienende Ordnungsaufgabe221 für die  
Inhaber der Koalitionsfreiheit und der aus ihr entspringenden Tarif-
autonomie. Sie statuiert damit letztlich eine Binnengrenze des Frei-
heitsrechts, die auch Einfallstor für „Ausgestaltungen“ der Freiheit 
nach von außen kommenden Effektivitäts- und Praktikabilitätsvor-
gaben sein kann. Eine derartige Grenze kann der vorbehaltlosen 
Freiheitsgarantie des Art. 9 Abs. 3 GG nicht entnommen werden.  

Für einen gewichtigen Gemeinwohlbelang, mit dessen Beeinträch-
tigung ein Eingriff in den Schutzbereich des Art. 9 Abs. 3 GG ge-
rechtfertigt werden könnte, ist nichts ersichtlich. Die bisher zu Tage 
getretenen Probleme haben nicht das Gewicht einer grundsätzlichen 
Beeinträchtigung der Funktionsbedingungen der Tarifautonomie, 
auf die dann nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit rechts-
beeinträchtigend reagiert werden könnte. Es ist bislang nicht  
zu einem weite Bereiche des Wirtschaftslebens oder der öffentlichen 
Versorgung gefährdenden exzessiven Arbeitskampfgeschehen auf-
grund der stärker gewordenen Verbandskonkurrenz gekommen. Es 
gibt keine Erkenntnisse zu massenhaften und/oder hektischen Mit-
gliederbewegungen zwischen den Konkurrenzorganisationen, die 
einem kontinuierlichen Handeln der Akteure der Tarifautonomie im 
Wege stünden. Es wird nicht berichtet, dass die Praxis in Betrie- 
ben und Verwaltungen durch Tarifpluralitäten in unüberwindliche 
Schwierigkeiten geraten und zum Erliegen gekommen wäre. Ein  
höherer Organisationsaufwand reicht als Rechtfertigung für eine 
Grundrechtsbeeinträchtigung ebenso wenig aus wie der Umstand, 
dass man sich vorstellen könnte, wie sich aus nicht eingegrenzten 
Gewerkschaftskonkurrenzen Probleme wie die angesprochenen er-
geben könnten. Ein „Wehret den Anfängen“ ist kein verfassungs-
rechtlich vertretbarer Arbeitsauftrag an den Gesetzgeber, wenn es 
um die Schmälerung grundgesetzlich vorbehaltlos gewährleisteter 
Freiheitsrechte geht.  

Da derzeit keine ausreichenden Anlässe für eine Beeinträchtigung 
des Rechts auf koalitionsgemäße Betätigung bestehen, wird zu den 
______________________________________________________________________ 

221 Papier/Kröncke, ZfA 2011, 807, 866. 
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auf das Arbeitskampfrecht zielenden Regelungsvorschlägen nicht nä-
her Stellung genommen. Hier kann man zwar zumindest teilweise von 
Eingriffen geringeren Gewichts ausgehen.222  Es handelt sich aber 
immerhin um Eingriffe. Denn jede Beeinträchtigung eigenständiger 
Kampffähigkeit beeinflusst die Freiheit autonomer Kollektivver-
tragsgestaltung. Derartige Regelungen können zwar als mildere Mit-
tel im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung einer Tarifeinheit 
erzwingenden Gesetzesbestimmung Bedeutung gewinnen, bei der 
dem Gesetzgeber eine Einschätzungsprärogative zukommt. Sie kön-
nen aber einen nicht durch die Beeinträchtigung gewichtiger Ge-
meinwohlbelange gerechtfertigten Eingriff in den Freiheitsbereich 
des Art. 9 Abs. 3 GG auch nicht legitimieren.  

Deshalb ist auch der Hinweis im Koalitionsvertrag, flankierende 
Verfahrensregelungen sollten verfassungsrechtlich gebotenen Belan-
gen Rechnung tragen, nicht zielführend. Nur dann, wenn Verfah-
rensregeln den partiellen Ausschluss einer tariffähigen Gewerkschaft 
von koalitionsgemäßer Betätigung nicht flankierten, sondern eine 
gleichberechtigte Teilhabe an der Regelung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen eröffneten, würde etwas anderes gelten. Dies ist 
aber in keinem der vorgeschlagenen Verhandlungsmodelle vorgese-
hen. Ein Zwang zu Tarifgemeinschaften mit zwingender Schlichtung, 
in der gemeinsame Verhandlungsziele der konkurrierenden Gewerk-
schaften festgelegt werden,223 würde zwar möglicherweise eine sol-
che gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen. Bei diesem Vorschlag 
würden aber – von praktischen Problemen abgesehen – statt einzel-
ner alle beteiligten Gewerkschaften und ihre Mitglieder in gleicher 
Weise in ihren Freiheitsrechten wesentlich beeinträchtigt. 

 
bb) Fehlende Zielerreichung 

 
Eine Regelung, die dem Eckpunkte-Papier von BDA und DGB 

entspricht, würde – wenn man deren Verfassungswidrigkeit einmal 
außer Acht lässt – mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu einer wei-
tergehenden Befriedung führen, als sie in der aktuellen Rechtslage 
besteht. Auch eine Vereinheitlichung der Tariflandschaft würde nicht 
erreicht.224 

Dies ergibt sich daraus, dass die Sperre für konkurrierende Tarif-
regelungen und für zu ihrer Durchsetzung geführte Arbeitskämpfe 
nur soweit reichen soll und wohl auch kann wie der persönliche und 
______________________________________________________________________ 

222 Z. B. bei dem Vorschlag von Henssler, RdA 2012, 65. 
223 Vgl. dazu Hromadka, NZA 2008, 384. 
224 Hierzu sowie zum Folgenden Bayreuther, NZA 2013, 1395; Däubler, Herstel-

lung der Tarifeinheit durch den Gesetzgeber – eine Folgenabschätzung, 2011; Rei-
chold, Gelebte Tarifpluralität statt verordneter Tarifeinheit, 2012; Benedikt Schmidt, 
Tarifpluralität im System der Arbeitsrechtsordnung, 2011, S. 675.  
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inhaltliche Regelungsbereich des Mehrheitstarifvertrages. Tarifein-
heit soll im Überschneidungsbereich gelten. Dieses „Überschnei-
dungsprinzip“ führt zunächst dazu, dass so genannte gewillkürte  
Tarifpluralitäten weiter möglich bleiben. Entschließt sich also eine 
Gewerkschaft mit an sich branchenbezogener Zuständigkeit, für eine 
Berufsgruppe der Branche, zB die Lufthansa-Piloten,225 keine tarifli-
chen Regelungen mehr anzustreben, bleibt der für diese Berufsgrup-
pe zuständigen Gewerkschaft auch dann, wenn sie auf den Betrieb 
bezogen nur eine Minderheitsgewerkschaft ist, die Berechtigung für 
– auch kampfbegleitete – Tarifverhandlungen. Eine Koordinierung 
der Regelwerke oder des zeitlichen und umfänglichen Kampfverhal-
tens ist nicht geboten. Zu einem entsprechenden Nebeneinander 
kommt es auch dann, wenn die Berufsgruppengewerkschaft, was 
insbesondere in Krankenhäusern nicht selten vorkommen dürfte, in 
einzelnen Betrieben im Verhältnis zur Branchengewerkschaft die 
größte Zahl von Mitgliedern hat. Hier bleibt der Minderheitsge-
werkschaft mit Branchenzuständigkeit der Raum für inhaltlich und 
zeitlich eigenständige kampfbegleitete Tarifverhandlungen für die 
nicht der Berufsgruppe Zugehörigen. 

Das „Überschneidungsprinzip“ dürfte, was die Eindämmung der 
Tarifvertragsvielfalt und unkoordinierter Arbeitskämpfe im Betrieb 
angeht, auch in seiner inhaltlichen Variante kontraproduktiv sein. 
Eine Berufsgruppengewerkschaft, die nach dem Gebot der Tarifein-
heit im in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden Überschneidungs-
bereich aus der tariflichen Gestaltung im Betrieb ausgeschlossen 
wäre, würde mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nach 
Regelungslücken im Mehrheitstarifvertrag suchen. Dort könnte sie 
durch Tarifverhandlungen ihre Existenzberechtigung nachweisen 
und mit ihren Mitgliedern gegen ihre Ausschaltung demonstrativ 
vorgehen. Dabei wäre die inhaltliche Bedeutung der angestrebten 
Lückenausfüllung eher zweitrangig. Die Rechtsprechung hätte ver-
mutlich Gelegenheit, den Begriff des Emanzipationsstreiks zu entwi-
ckeln und mit Leben zu füllen. 

Die geschilderten Zielverfehlungen würden nicht eintreten, wenn 
man vom „Überschneidungsprinzip“ Abstand nähme. Es ist jedoch 
gut nachvollziehbar, dass die Spitzenverbände nicht auf die Idee ge-
kommen sind, allein die Mitgliederzahlen der in Betrieb oder Unter-
nehmen vertretenen Gewerkschaften zu vergleichen. Hierauf ein 
umfassendes tarifliches Regelungsmonopol der Mehrheitsgewerk-
schaft zu stützen, verbunden mit dem Recht, verbindliche Rege-
lungslücken festzulegen, trüge den Stempel der Verfassungswidrig-
______________________________________________________________________ 

225 So ist die Tariflage derzeit dort tatsächlich, weshalb die hier stattfindenden Ar-
beitskämpfe mit dem Problemfeld Tarifeinheit/Tarifpluralität nichts zu tun haben. 
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keit auf der Stirn, auch deshalb, weil sie sogar tarifautonom herbei-
geführte, gewillkürte, Tarifpluralität im o. g. Sinne ausschlösse. 

Im Zusammenhang mit der angestrebten Befriedung des Tarifver-
tragssytems durch den Grundsatz der Tarifeinheit sei noch auf drei 
Punkte hingewiesen: Nach dem behandelten Regelungsvorschlag 
endet mit dem Ende des Mehrheitstarifvertrages die von ihm ausge-
hende umfassende Friedenspflicht und der – teilweise – Ausschluss 
der Minderheit von koalitionsgemäßer Betätigung.  

Kann die hierauf Einfluss nehmende Laufzeitvereinbarung im 
Mehrheitstarifvertrag ohne Tarifzensur bleiben?  

Ist nicht in dem Zeitfenster nach Ablauf des Mehrheitstarifvertra-
ges zumindest bei knappen Mehrheitsverhältnissen mit besonders 
heftigen, mit aggressiver Mitgliederwerbung verbundenen Arbeits-
kämpfen aller Beteiligten zu rechnen?  

Schließlich: Wenn jedenfalls in dieser Zeit ein Gewerkschaftswett-
bewerb möglich ist, stehen nicht auch Satzungsbestimmungen über 
Austrittsfristen unter Kontrolldruck, weil sie – vielleicht – einen  
Organisationswechsel nicht unnötig erschweren dürfen? Dieser Ge-
danke liegt jedenfalls nicht fern, wenn von der Zahl der im „Kampf-
fenster“ erworbenen Mitglieder die Verwertung der Ergebnisse koa-
litionsgemäßer Betätigung abhängt. Oder soll der Organisation, die 
zuletzt in der Minderheit war, die Geltendmachung eigener (beson-
ders attraktiver) Forderungen untersagt werden, obwohl für sie kei-
ne Friedenspflicht mehr besteht? 

 
cc) Gefährdung der Tarifautonomie 

 
Ein gesetzlicher Grundsatz der Tarifeinheit würde die Tarifauto-

nomie und übereinstimmend als wichtig angesehene Effektivitätsbe-
dingungen des Tarifvertragssystems gefährden.  

Zunächst ergeben sich schon in der heutigen Situation gewisse 
Beeinträchtigungen der Repräsentativität von Tarifverträgen. Eine 
tarifliche Regelung unter Beteiligung einer Branchengewerkschaft, 
die für eine Berufsgruppe gelten soll, deren Mitglieder bei ihr kaum 
organisiert sind, wird nicht merkbar durch deren selbst als solche 
empfundene Interessen geprägt sein können. Es handelt sich ten-
denziell um eine Fremdordnung. Derzeit stehen solche Regelungen 
aber in Konkurrenz zu interessengesteuerten Tarifverträgen unter 
Beteiligung der betreffenden Berufsgruppengewerkschaft. Es ist un-
verkennbar und auch nachvollziehbar, dass beim Vergleich der bei-
den unter diesen Umständen zustande gekommenen Regelwerke im 
Allgemeinen keine fundamentalen Unterschiede erkennbar sind. 
Die Herbeiführung der Verteilungsgerechtigkeit unter den Arbeit-
nehmergruppen liegt allerdings, so lange die beteiligten Gewerk-
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schaften nicht in einer Tarifgemeinschaft kooperieren, letztlich in 
den Händen des Arbeitgeberverbandes oder des einzelnen Arbeit-
gebers.  

Deutlich verschlechtert wäre die Situation nach Einführung des 
Grundsatzes der Tarifeinheit nach dem Mehrheitsprinzip. Verdrängt 
der Branchentarifvertrag als betrieblicher Mehrheitstarifvertrag den 
Berufsgruppentarifvertrag, gibt es für die zentralen Regelungsberei-
che jedenfalls auf Betriebsebene keine gewichtige Interessenwahr-
nehmung dieser Berufsgruppe. Dies ändert sich auch auf der Fläche 
nicht, wenn wie häufig die Branchengewerkschaft in den Betrieben 
der Branche die Mehrheitsgewerkschaft ist, und die die Berufsgrup-
pe fast ausschließlich repräsentierende Berufsgruppengewerkschaft 
dort nur die kleinere Zahl der Mitglieder stellt. In diesen Fällen be-
steht unter dem Gebot der Tarifeinheit auch kein Anlass für die 
Mehrheitsgewerkschaft mehr, sich mit den besonderen Interessen 
der Berufsgruppe zu befassen. Für Tarifgemeinschaften mit ihrem 
Zwang zu Kompromissen schon bei der Suche nach den anzusteu-
ernden Verhandlungszielen besteht für sie kein Grund. Sie kann ihre 
von der großen Mehrheit ihrer Mitglieder beeinflussten tarifpoliti-
schen Ziele rigoros verfolgen. Ein Abgleich der Interessen aller ab-
hängig Beschäftigten der Branche findet nicht statt oder ist jedenfalls 
durch die günstigen Bedingungen für eine ungeschmälerte Verfol-
gung der Interessen der in der Branchengewerkschaft stark vertrete-
nen Berufsgruppen erschwert. Es liegt sogar die Gefahr nahe, dass 
derzeit noch funktionierende Tarifgemeinschaften, also funktionie-
rende Fälle gewillkürter Tarifeinheit, von der Mehrheitsgewerkschaft 
aufgekündigt würden, jedenfalls aber nicht mehr vergleichbar, „auf 
Augenhöhe“, funktionierten.  

Demgegenüber kann man zwar den von den Spitzenverbänden 
angesprochenen Gesichtspunkt ins Feld führen, seitens der Berufs-
gruppengewerkschaften bestehe besonders angesichts ihrer typischer-
weise hohen Kampfkraft eine Tendenz, ihre Gruppeninteressen allzu 
egoistisch und ohne Blick für eine umfassende Verteilungsgerechtig-
keit durchzusetzen. Der Grundsatz der Tarifeinheit führt in seiner 
beschriebenen Wirkung aber nur in die umgekehrte Richtung und 
über das anzustrebende Ziel hinaus.226 Ein in der Hand der Arbeit-
______________________________________________________________________ 

226 Eine sich zugegebenermaßen einem argumentum ad absurdum annähernde Frage 
sei in diesem Zusammenhang zumindest in einer Fußnote gestellt: Unterstelltes 
kommt zu einem Tarifeinheitsgesetz und eine große Fluggesellschaft bietet der zu-
ständigen Branchengewerkschaft einen Vergütungstarifvertrag mit erheblichen Erhö-
hungen der Vergütungen in den unteren und mittleren Vergütungsgruppen an, wenn 
sie zugleich auch Regelungen für Cockpit-Mitarbeiter abschließt, die deren bisherige 
Bezüge – im vermuteten Einverständnis mit weiten Kreisen der öffentlichen Meinung – 
halbiert. Die Branchengewerkschaft, die keinen Exodus von Cockpit-Mitarbeitern be-
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nehmerorganisationen liegender Versuch, eine insgesamt gerechte 
Verteilung zu erreichen, unterbleibt. Die Ursachen dafür, warum es 
zur Verselbständigung der Interessenvertretung der Berufsgruppe 
und zum Ausscheren aus der solidarischen Interessenwahrnehmung 
gekommen ist, müssen nicht erörtert werden. Eine Verbesserung der 
eigenen Tarifarbeit bleibt unversucht. 

Aus den bis hierher angesprochenen Punkten folgt zugleich eine 
erhebliche Gefahr für ein richtigerweise am Flächentarifvertrag ori-
entiertes Tarifvertragssystem. Die unterschiedlich möglichen Mehr-
heiten in einzelnen Betrieben innerhalb einer Branchen, aber auch 
eines einzelnen Unternehmens erschwert bei letzterem die Personal-
arbeit und in der Fläche die Kalkulierbarkeit. Darüber hinaus treten 
in der Fläche die angestrebten Befriedungen, besonders gut im Kran-
kenhauswesen, aber auch bei Zeitungsverlagen vorstellbar, nicht ein: 
Auch wenn es nur einige wenige Betriebe in der Branche gibt, in de-
nen z. B. die Berufsgruppengewerkschaft die Mehrheitsgewerkschaft 
ist, also verhandlungs- und kampfbefugt ist, kann sie – im Verhältnis 
zur Branchengewerkschaft unkoordiniert – mit dem Arbeitgeber-
verband um einen Flächentarifvertrag verhandeln, der dann lediglich 
in eben diesen wenigen Betrieben nicht verdrängt ist, während für 
die übrigen Betriebe die Branchengewerkschaft die Verhandlungs- 
und Kampfbefugnis hat. Konsequenz dieser Lage ist vorhersehbar 
der Rückzug der von „regulierter Tarifpluralität“ betroffenen Ar-
beitgeberseite auf die besser kalkulierbare Unternehmensebene. 

 
dd) Praktische Probleme 

 
Dass das Eckpunkte-Papier das Mehrheitsprinzip zur Kollisions-

auflösung heranzieht, ist richtig und im Sinne des Tarifvertragssys-
tems fast zwingend: Bei einer Pluralitätsauflösung mit Hilfe des auf 
das Verhältnis zwischen verschiedenen Normgebern nicht passenden 
Spezialitäts- oder Sachnäheprinzips als Ordnungsprinzip wird die 
Orientierung am Flächentarifvertrag noch weiter erschwert. Der 
Unterbietungswettbewerb unter Einschaltung problematischer Ar-
beitnehmerorganisationen, der von der BDA und vielen Mitglieds-
organisationen abgelehnt wird, würde in einzelnen entsprechend be-
ratenen Unternehmen sozial unvertretbar gefördert. 

Allerdings ist auch das Mehrheitsprinzip in unserem Zusammen-
hang nur ein – besser vertretbares – Ordnungsprinzip. Mit ihm wird 
nicht Demokratie im Betrieb verwirklicht. Dagegen stehen die oft 
sehr geringen Mitgliederzahlen und Organisationsgrade der konkur-
rierenden Organisationen.  
______________________________________________________________________ 

fürchten muss, weil sie dort keine Mitglieder hat, schlägt ein. Umfassend wirksamer, 
verdrängender Tarifvertrag? 
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